
www.eberdingen.de

DIE WOCHE:

Impressum
Mitteilungsblatt der Gemeinde 
Eberdingen. Herausgeber: 
Bürgermeisteramt Eberdingen.
Druck und Verlag: NussBauM 
Medien Weil der stadt, Merklinger 
str. 20, 71263 Weil der stadt. 
Tel. 07033 525-0, Fax 07033 
2048 www.nussbaum-medien.de
Verantwortlich für den amtlichen 
Teil, alle sonstigen Verlautbarun-
gen und Mitteilungen:
Bürgermeister Peter schäfer, 
stuttgarter str. 34, 71735 Eber-
dingen, Tel. 07042 799-0, Fax 
07042 799-466. Verantwortlich 
für „Was sonst noch interessiert“, 
den anzeigenteil und den Ver-
trieb: Klaus Nussbaum, Merklin-
ger str. 20,71263 Weil der stadt. 
anzeigenannahme: 
wds@nussbaum-medien.de
Vertrieb (abonnement und Zustel-
lung): G.s. Vertriebs GmbH, Jo-
sef-Beyerle-straße 2, 71263 Weil 
der stadt, Tel. 07033 6924-0, 
E-Mail: info@gsvertrieb.de, Inter-
net: www.gsvertrieb.de

Woche 20 Donnerstag, 14. Mai 2020

Diese Ausgabe erscheint 
auch online

Die Landessanierungsmaßnahme (LSP) Nussdorf ist seit Ende April 2020 
abgeschlossen. Derzeit wird vom beauftragten Sanierungsträger Wüstenrot 
Haus-und Städtebau GmbH die Gesamtabrechnung vorbereitet, die über 
das Regierungspräsidium an das zuständige Ministerium geht. Zahlreiche 
private Modernisierungsmaßnahmen im gesamten Geltungsbereich wurden 
vom Land und der Gemeinde gefördert. 
Das LSP Nussdorf ist deshalb ein Erfolg, weil das Ziel „Schaffung von wei-
terem Wohnraum“ mit Neubauten, Sanierungen und Neuordnungen erreicht 
wurde. Größere kommunale Baumaßnahmen sind die Modernisierung des 
Rathauses und des Gebäudes Kirchstraße 8 (altes Pfarrhaus). Das Areal 
Kreuzstraße/Wittumstraße mit Straßenverbindung des alten Ortsteils an das 
Baugebiet Hinter dem Zaun wurde neugeordnet. 
Der Geltungsbereich wurde dreimal erweitert, damit möglichst viele Sa-
nierungswillige gefördert werden konnten. Der Förderrahmen beläuft sich 
auf über 1,9 Millionen Euro. Vom Land Baden-Württemberg gab es eine 
Finanzhilfe von 1,15 Millionen Euro.

Das Bild zeigt das denkmalgeschützte Gebäude Kirchstraße 8, das wieder 
eine wartungsfreundlichere Putzfassade erhalten hat. 

Aktuelles: 

-   Verordnung der Lan-
desregierung über in-
fek t ionsschü tzende 
Maßnahmen gegen 
die Ausbreitung des 
Virus SARS-Cov-2 
(Corona-Verordnung 
- CoronaVO)1 vom  
17. März 2020 (in der 
Fassung vom 9. Mai 
2020) finden Sie im In-
nenteil

-  Zahlungstermin 
15.05.2020 für die  
2. Rate der Grund- 
und Gewerbesteuer
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Notdienste

Notrufe

Notruf Tel. 112
Feuernotruf Tel. 112
Polizeiposten Vaihingen/Enz Tel. 941-0
Ärztlicher Notfalldienst
Krankenhaus Leonberg, Rutesheimer Str. 50, 71229 Leonberg
Zuständig für Eberdingen (Eberdingen, Hochdorf/Enz, Nussdorf)
Öffnungszeiten der Notfallpraxis:
Montag, Dienstag und Donnerstag:18.00 - 22:00 Uhr
Mittwoch: 14:00 - 24.00 Uhr
Freitag:16:00 - 24.00 Uhr
Samstag, Sonntag, Feiertag:07:00 - 22.00 Uhr

Nach 22 Uhr bzw. nach 24 Uhr am Mittwoch und Freitag erfolgt die 
Versorgung von Notfallpatienten, die zu Fuß kommen können, durch die 
Notfallambulanz des Krankenhauses. Hausbesuche werden weiterhin über 
die Notfallpraxis besorgt. Sie erreichen die Notfallpraxis Leonberg und den 
allgemeinärztlichen Bereitschaftsdienst für Hausbesuche.

Notfalldienst der Kinder- und Jugendärzte

Bei akuten Erkrankungen und anderen Notfällen: Notfallpraxis für Kinder und 
Jugendliche im Klinikum Ludwigsburg, Posilipostr. 4, 71640 Ludwigsburg. 
Öffnungszeiten: Montag - Freitag 18.00 Uhr bis am nächsten Morgen um 
8.00 Uhr; Samstag, Sonntag und an Feiertagen ganztags von 8.00 Uhr bis 
am nächsten Morgen um 8.00 Uhr. Eine telefonische Anmeldung ist nicht 
erforderlich, bitte bringen Sie die Versichertenkarte mit. Die Notfallpraxis ist 
Montag bis Freitag von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr geschlossen.

Zahnärztlicher Notfalldienst

Zu erfragen unter Telefon (0711) 7877733

Tierärzte

Samstag, 16.05. / Sonntag, 17.05.
Dr. Szemes, 75417 Mühlacker, Tel. 07041/77 37

Sozialstation Vaihingen

Friedrichstraße 10, 71665 Vaihingen/Enz, Tel.: 18900

Ambulante Alten- und Krankenpflege
Telefon 18900

Haushaltsnaher Dienst mit Familienpflege
Telefon 18900

Betreuungsgruppe für Demenzkranke
Anmeldung unter Tel. 18954

Beratungsbesuche und Pflegekurse
Telefon 18900

Wochenenddienst Sozialstation

Samstag, 16.05. / Sonntag, 17.05.
Eckstädt, Galina / Klein, Tanja / Roth, Angela
Aus datenschutzrechtlichen Gründen dürfen vereinzelnde Pflegekräfte nicht 
benannt werden.

Freie Hebamme
Alicia Schmidt, Weizenstr. 2
71665 Vaihingen/Enz, Tel. (07042) 78460

Kath. Hauspflegewerk Schwieberdingen
Im Seelach 13, 71701 Schwieberdingen
Tel. und Fax (07150) 353212

DRK-Kreisverband Ludwigsburg
Mobil mit Vorwahl (07141) 19222
Ambulante Pflege (07141) 121111
Allgemeine Sozialarbeit – Beratungsangebote: (07141) 121 235
Mobile Soziale Dienste
(Fahrdienste für Behinderte – Nulltariffahrten) (07141) 120 222
Essen auf Rädern Tel. (07141) 120 239
Hausnotruf – Auch im Alter sicher zu Hause leben (07141) 120 239
Beratung bei Trennung und Scheidung
Anmeldung unter Tel. (07141) 121-0

Beratung für barrierefreies Bauen und Wohnen (07141) 121245

Ambulantes betreutes Wohnen für psychisch Kranke 

(07141) 121231

Ausbildungen Erste Hilfe

Anmeldung, Termine (07141) 121-0 oder unter 

www.drk-ludwigsburg.de

Auskünfte (07141) 120245

Sozialverband VdK Nordwürttemberg
Kurfürstenstr. 9, 71636 Ludwigsburg, Tel. (07141) 9113500

Frauen für Frauen e.V.
Abelstr. 11, 71634 Ludwigsburg

Beratungen für Frauen in den Bereichen:

Krisen, Beziehungsprobleme, Trennung, sexuelle Gewalt, Essstörungen, 

Mobbing

Terminvereinbarung (07141) 220870

Interventionsstelle gegen häusliche Gewalt (07141) 649443

Frauenhaus (07141) 901170

Beratung und Aufnahme von misshandelten Frauen und ihren Kindern

Wochenendnotruf LUNO (07141) 901170

Notruf für Frauen in akuten Gewaltsituationen

Sozialpsychiatrischer Dienst Landkreis Ludwigsburg
Königsallee 59, 71638 Ludwigsburg, Ambulante Beratung und Betreuung 

psychisch kranker Menschen

und deren Angehörige Tel. (07141) 144 2029

Notruf für vergewaltigte und misshandelte Frauen und Mädchen LB e.V.
Hahnenstr. 47, 71634 Ludwigsburg-Eglosheim Tel. (07141) 378496

Kompetenzzentrum Kindertagesbetreuung Landratsamt Ludwigsburg
Postadresse: Hindenburgstr. 40, 71638 Ludwigsburg

Besucheradresse: Martin-Luther-Str. 26, 71636 Ludwigsburg

Zuständigkeitsbereich: Eberdingen, Vaihingen an der Enz.

Tel.: 07141 144-5233

Kinder- und Jugendtelefon 0800/111 0 333
montags bis samstags von 14.00 – 20.00 Uhr

Elterntelefon 0800/111 0 550
montags bis freitags 09.00 – 11.00 Uhr

dienstags und donnerstags 17.00 Uhr bis 19.00 Uhr

DemenzZentrum
Betreuungsgruppe für Betroffene von Demenzkrankheiten, 

Alzheimer-Patienten und verwirrte alte Menschen

Bahnhofstr. 86, 75417 Mühlacker Tel. (07041) 814690

Bestattungswesen

Bei einem Todesfall mit Beerdigung des Verstorbenen in der Gemeinde bitte 

unmittelbar an den Bestattungsordner Hubert Scholl, Hintere Straße 3, 
Wiernsheim-Iptingen, Tel. (07044) 5569 oder 8304 wenden.

Apothekennotdienstplan (Mühlacker/Vaihingen und Umgebung)

15.05. Stadt-Apotheke, Maulbronn, Frankfurter Str. 30, Tel. 07043/900100

16.05.  Sonnen-Apotheke, Mühlacker- Enzberg, Kieselbronner Str. 14, 

  Tel. 07041/6130

17.05. Schloss Apotheke Vaisana, Vaihingen, Andreaestr. 16/1, 

  Tel. 07042/3768100

18.05.  Apotheke am Bergle, Kleinglattbach, Schillerstr. 46, Tel. 07042/5063

  Schloss-Apotheke, Hemmingen, Hauptstr. 9, Tel. 07150/916791

19.05. Sender Apotheke, Mühlacker, Hindenburgstr. 41, Tel. 07041/818030

20.05. Apotheke im Centrum, Illingen, Ortszentrum 3, Tel. 07042/2955

21.05. Kloster Apotheke, Maulbronn, Klosterhof 36, Tel. 07043/2358

  Heckengäu Apotheke, Mönsheim, Pforzheimer Str. 2, 

  Tel. 07044/9094880
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Unser nächster Termin am

Dienstag, 19. Mai  2020 
muss leider wieder ausfallen.

Wie es im Juni aussieht werden wir rechtzeitig an dieser 
Stelle bekannt geben.

Das Reparatur-Cafè-Team

Verwaltungsaußenstelle  Nussdorf
g e s c h l o s s e n !

Urlaubsbedingt bleibt die Verwaltungsaußenstelle Nussdorf 
von Donnerstag, 21.05.2020 bis Dienstag, 02.06.2020
geschlossen.
In dringenden Fällen wenden Sie sich bitte an das Rathaus 
Eberdingen, Tel. 799-0 (Zentrale) oder Tel. 799-203 (Einwoh-
nermeldeamt).
Bürgermeisteramt

!!!! Vorgezogener Redaktionsschluss!!!!
Anlässlich des Feiertags am 21.05. (Christi Himmelfahrt) gilt 
folgender Redaktionsschluss für KW 21:
Montag, 18.05. um 8.30 Uhr
Bürgermeisteramt Eberdingen

NUSSDORF
EBERDINGEN
HOCHDORF/ENZ

Informationen zu Bauplätzen der geplanten 
Neubaugebiete
Bei der Gemeindeverwaltung gehen derzeit vermehrt Anfragen 
zu freien Bauplätzen ein. Derzeit hat die Gemeinde keine Bau-
plätze zu verkaufen. Der Gemeinderat hat Ende letzten Jah-
res lediglich die Bebauungsplanverfahren für die Baugebiete 
„Hinter dem Zaun IV“ im OT Nussdorf, „Seitenstraße“ im OT 
Eberdingen, „Sickental“ und „Betteläcker, Erweiterung“ im OT 
Hochdorf eingeleitet. Die Bebauungsplan- und Umlegungs-
verfahren werden frühestens im Herbst 2021 abgeschlossen 
sein. Erst danach können die Grundstücke, die der Gemeinde 
durch die Umlegung zugeteilt werden, vermarktet werden.
Sobald die Bauplätze verkaufsbereit sind, wird die Öffentlich-
keit darüber informiert. Wir bitten daher alle Interessenten sich 
zu gedulden.
Bürgermeisteramt

Grundsteuer/Gewerbesteuer
Zahlungstermin 15.05.2020 für die 2. Rate der Grund- und 
Gewerbesteuer

Grundsteuer-Rate
Zum 15.05.2020 wird die 2. Rate der Grundsteuer zur Zahlung 
fällig. Die Steuerpflichtigen werden gebeten, den im zuletzt er-
gangenen Grundsteuerbescheid genannten Betrag, unter Anga-
be des Buchungszeichens, pünktlich an die Gemeindekasse 
zu überweisen. Sofern eine Abbuchungsermächtigung vorliegt, 
wird die Grundsteuerrate zum 15.05.2020 abgebucht.

Gewerbesteuer-Vorauszahlungsrate
Zum 15.05.2020 wird die 2. Vorauszahlungsrate der Gewerbe-
steuer zur Zahlung fällig. Sofern eine Abbuchungsermächtigung 
vorliegt, wird der Betrag zum 15.05.2020 abgebucht.
Die fällig werdende Vorauszahlungsrate entnehmen Sie bitte 
Ihrem zuletzt ergangenen Gewerbesteuerbescheid. Bitte geben 
Sie auch hier bei der Überweisung das Buchungszeichen an.
Bürgermeisteramt
Kämmerei- und Personalamt
-Steueramt-

Erneute Änderung der Rechtsverordnung 
über infektionsschützende Maßnahmen ge-
gen die Ausbreitung des Coronavirus
Mit Beschluss vom 9. Mai 2020 hat die Landesregierung ihre 
Rechtsverordnung über infektionsschützende Maßnahmen gegen 
die Ausbreitung des Coronavirus erneut geändert. Die neuen Re-
gelungen gelten ab Montag, den 11. Mai 2020. Die Regelungen 
in § 4 Abs. 5 und 8 gelten bereits ab Sonntag, den 10. Mai.

Die wichtigsten Änderungen im Überblick:
1.   Im öffentlichen Raum dürfen Sie auch mit den Personen 

eines weiteren Hausstands unterwegs sein. So können Sie 
sich mit einer weiteren Familie oder den Bewohnerinnen und 
Bewohnern eines weiteren Haushalts im öffentlichen Raum 
treffen

2.   In privaten Räumen sind nun nicht mehr nur direkte Ver-
wandte (Großeltern, Eltern, Kinder, Enkel), sondern zusätzlich 
auch Geschwister (Seitenlinie) und deren Nachkommen (also 
Kinder und Enkel) von der Fünf-Personen-Grenze bei An-
sammlungen im nichtöffentlichen Raum ausgenommen

3.   Musikschulen und Jugendkunstschulen können einen ein-
geschränkten Betrieb aufnehmen. Beachten Sie diesbezüg-
lich die Corona Verordnung Musik- und Jugendkunstschulen 
- CoronaVO Musik- und Jugendkunstschulen auf unserer 
Homepage

4.   Fahrschulen können wieder den Betrieb aufnehmen, ebenso 
Flugschulen

5.  Sonnenstudios dürfen wieder öffnen
6.   Weitere körpernahe Dienstleistungen mit vergleichbaren Hy-

gienestandards wie Friseure dürfen öffnen. Dazu zählen:
 - Massagestudios
 - Kosmetikstudios
 - Nagelstudios
 - Tattoo-Studios
 - Piercingstudios
7.   Vergnügungsstätten wie Spielbanken, Spielhallen sowie Wett-

vermittlungsstellen dürfen unter Hygieneauflagen wieder öff-
nen. Sie dürfen aber keine gastronomischen Angebote an-
bieten

8.    Freiluft-Sportanlagen für Sportaktivitäten ohne Körperkontakt 
dürfen unter Auflagen wieder öffnen. Diesbezüglich gibt es 
eine separate Verordnung (s. auf unserer Homepage)

9.    Freiluft-Sport mit Tieren kann unter Auflagen wieder stattfin-
den, etwa Reitanlagen und Hundeschulen

10.  Sportboothäfen dürfen unter Einhaltung der Abstands- und 
Hygieneregeln wieder den Betrieb aufnehmen

11. Luftsport ist wieder möglich. Dazu zählt auch der Modellflug
12.  Die Alltagsmasken sind nicht nur in Läden und im Nahver-

kehr, sondern auch im Personenfernverkehr (Züge der DB 
AG) zu tragen sowie in Flughafengebäuden

Zudem wurde ein hilfreicher Fragen- und Antwortkatalog zu 
den neuen Änderungen veröffentlicht: https://www.baden-
wuerttemberg.de/de/service/aktuelle-infos-zu-corona/faq-
lockerungen-11-mai/
Ihre Gemeindeverwaltung

Sicherstellung der  
Informationsversorgung

Lesen Sie das ePaper Ihres Amtsblattes/Ihrer Lokalzeitung 
bis zum 15.06. kostenfrei.  
Die digitale Ausgabe finden Sie vollständig auf: 
www.lokalmatador.de/epaper
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Verordnung der Landesregierung über  
infektionsschützende Maßnahmen gegen die 
Ausbreitung des Virus SARS-CoV-2 (Corona-
Verordnung - CoronaVO) Vom 9. Mai 2020
Auf Grund von § 32 in Verbindung mit den § 28 Absatz 1 Satz 
1 und 2 und § 31 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) vom 20. 
Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587) geändert worden 
ist, wird verordnet:

§ 1
Einschränkung des Betriebs an Schulen

(1)  Bis zum Ablauf des 15. Juni 2020 sind
 1.   der Unterrichtsbetrieb sowie die Durchführung außerun-

terrichtlicher und anderer schulischer Veranstaltungen an 
den öffentlichen Schulen und den Schulen in freier Trä-
gerschaft,

 2.   die Nutzung schulischer Gebäude für nichtschulische 
Zwecke,

 3.   der Betrieb von Betreuungsangeboten der verlässlichen 
Grundschule, flexiblen Nachmittagsbetreuung, Horte so-
wie Horte an der Schule untersagt, soweit nicht nach 
Maßgabe der Absätze 2 und 3 die Wiederaufnahme des 
Betriebs gestattet ist.

(2)   Der Unterrichtsbetrieb sowie die Durchführung von Prüfun-
gen an den öffentlichen Schulen und den Schulen in freier 
Trägerschaft, der Betrieb von Schulmensen sowie die Ver-
anstaltungen außerschulischer Bildungsträger, die der Vor-
bereitung auf schulische Abschlussprüfungen dienen, sind 
gestattet, sofern dies unter Wahrung folgender Grundsätze 
des Infektionsschutzes und den durch die Verordnung des 
Kultusministeriums nach § 1d für die Wiederaufnahme des 
Betriebs getroffenen Bestimmungen möglich ist:

 1.   es ist ein Abstand von mindestens 1,5 Metern zwischen 
den Personen einzuhalten; die Gruppengrößen sind hier-
an auszurichten; von den Vorgaben des Mindestabstands 
sind nur solche Tätigkeiten ausgenommen, bei denen 
eine engere körperliche Nähe nicht zu vermeiden ist,

 2.   der tägliche Betriebsbeginn, das tägliche Betriebsende 
und die Pausen sollen insbesondere durch eine zeitliche 
Staffelung so organisiert werden, dass das Abstandsge-
bot nach Nummer 1 und eine Trennung von Schülergrup-
pen eingehalten werden können,

 3.   die Ausstattung der Einrichtung muss gewährleisten, dass 
die erforderlichen Hygienemaßnahmen durchgeführt wer-
den können, insbesondere müssen

  a)   ausreichende Gelegenheiten zum Waschen der Hän-
de bestehen und ausreichend Hygienemittel wie Seife 
und Einmalhandtücher zur Verfügung stehen; sofern 
dies nicht gewährleistet ist, müssen Handdesinfekti-
onsmittel zur Verfügung gestellt werden,

  b)   alle Räume mehrmals täglich für einige Minuten gelüf-
tet werden,

 4.   die Reinigung der Einrichtung muss täglich erfolgen, 
Handkontaktflächen müssen regelmäßig, nach Möglich-
keit mehrmals täglich, mit einem tensidhaltigen Reini-
gungsmittel gereinigt werden.

  Darüber hinaus sind die Hygienehinweise des Kultusministe-
riums zu beachten.

(3)   Der Unterrichtsbetrieb sowie die Durchführung von Prüfungen 
an Pflegeschulen, an Schulen für Gesundheitsfachberufe und 
an Fachschulen für Sozialwesen im Zuständigkeitsbereich 
des Sozialministeriums und für Tätigkeiten im Rettungsdienst 
sind gestattet, sofern dies unter Wahrung der in Absatz 2 
Satz 1 angeführten Grundsätze des Infektionsschutzes mög-
lich ist.

(4)   Bei dem gemeinsamen Verzehr von Speisen ist sicherzustel-
len, dass

 1.   die Plätze so angeordnet werden, dass ein Abstand von 
mindestens 1,5 Metern zwischen den Tischen besteht, 
und

 2.   Stehplätze so gestaltet sind, dass ein Abstand von min-
destens 1,5 Metern zwischen den Personen gewährleistet 
ist.

§ 1a
Einschränkung des Betriebs an Kindertageseinrichtungen, 
Grundschulförderklassen, Schulkindergärten und Kinderta-

gespflegestellen
Bis zum Ablauf des 15. Juni ist der Betrieb von Schulkinder-
gärten, Grundschulförderklassen und Kindertageseinrichtungen 
sowie die Kindertagespflege außerhalb des Haushalts des Er-
ziehungsberechtigten untersagt, soweit nicht nach § 1b eine 
Notbetreuung betrieben wird.

§ 1b
Erweiterte Notbetreuung

(1)    Für Schülerinnen und Schüler an Grundschulen, in Grund-
schulstufen an Sonderpädagogischen Bildungs- und Be-
ratungszentren, Grundschulförderklassen, Schulkinder-
gärten und in den Klassenstufen 5 bis 7 an den auf der 
Grundschule aufbauenden Schulen sowie für Kinder in 
Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege, soweit 
sie noch nicht wieder am Betrieb der Einrichtung oder der 
Tagespflegestelle teilnehmen, wird eine erweiterte Notbe-
treuung eingerichtet.

(2)   Berechtigt zur Teilnahme an der erweiterten Notbetreuung 
sind Kinder, deren Erziehungsberechtigte beide

 1.   einen Beruf ausüben, dessen zugrundeliegende Tätigkeit 
zur Aufrechterhaltung der kritischen Infrastruktur nach 
Absatz 8 beiträgt, oder

 2.   eine präsenzpflichtige berufliche Tätigkeit außerhalb der 
Wohnung wahrnehmen und dabei unabkömmlich sowie 
durch ihre berufliche Tätigkeit an der Betreuung gehindert 
sind. Der Unabkömmlichkeit beider Erziehungsberechtig-
ten nach Satz 1 steht es gleich, wenn eine Person allein-
erziehend ist und sie die Voraussetzungen nach Satz 1 
Nummer 1 oder 2 erfüllt. Das Vorliegen der Voraussetzun-
gen nach Satz 1 ist durch Vorlage einer entsprechenden 
Bescheinigung des Arbeitgebers beziehungsweise des 
Dienstherrn zu belegen. Bei selbständig oder freiberuflich 
Tätigen tritt an die Stelle der Bescheinigung nach Satz 3 
die eigene Versicherung, dass die Voraussetzungen nach 
Satz 1 vorliegen. Die Erziehungsberechtigten nach Satz 1 
und Alleinerziehende nach Satz 2 haben darüber hinaus 
zu versichern, dass eine familiäre oder anderweitige Be-
treuung nicht möglich ist.

(3)   Sofern die Betreuungskapazitäten der Einrichtung nicht aus-
reichen, um für alle nach Absatz 2 teilnahmeberechtigten 
Kinder die Teilnahme an der erweiterten Notbetreuung zu 
ermöglichen, sind vorrangig die Kinder aufzunehmen,

 1.   bei denen mindestens einer der Erziehungsberechtigten 
oder die oder der Alleinerziehende in der kritischen Infra-
struktur nach Absatz 8 tätig und unabkömmlich ist,

 2.   für die der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
feststellt, dass die Teilnahme an der Notbetreuung zur 
Gewährleistung des Kindeswohls erforderlich ist, oder

 3.   die im Haushalt einer oder eines Alleinerziehenden leben.
  Sofern die Betreuungskapazitäten der Einrichtung nicht aus-

reichen, um die nach den Satz 1 Nummer 1 bis 3 teilnahme-
berechtigten Kinder aufzunehmen, entscheidet die Gemein-
de, in der die Einrichtung ihren Sitz hat, nach pflichtgemäßem 
Ermessen über die Aufnahme der Kinder.

(4)   Die erweiterte Notbetreuung erstreckt sich in der Regel auf 
den Zeitraum des Betriebs der Einrichtungen nach § 1 Ab-
satz 1 oder § 1a, den sie ersetzt, und kann darüber hinaus 
auch die Ferienzeiträume sowie Sonn- und Feiertage um-
fassen. Sie findet in der jeweiligen Einrichtung, die das Kind 
bisher besucht hat, durch deren Personal und in konstant 
zusammengesetzten Gruppen statt. Ausnahmen hiervon sind 
nur in besonders zu begründenden Fällen zulässig und sind 
von der jeweiligen Einrichtungsleitung im Benehmen mit dem 
Träger der Einrichtung zu entscheiden.

(5)   Die in der erweiterten Notbetreuung zulässige Gruppengröße 
beträgt bei Kindertageseinrichtungen höchstens die Hälfte 
der in der Betriebserlaubnis genehmigten Gruppengröße, 
in Schulen höchstens die Hälfte des für die Regelklassen 
der jeweiligen Schulart maßgeblichen Klassenteilers. Die 
gemeinsamen Schutzhinweise für Kindertageseinrichtungen 
des Kommunalverbands für Jugend und Soziales Baden-
Württemberg, der Unfallkasse Baden-Württemberg und des 
Landesgesundheitsamtes Baden-Württemberg sowie die Hy-
gienehinweise des Kultusministeriums für die Schulen in ihrer 
jeweils aktuellen Fassung sind zu beachten. Die Einrichtungs-
leitung kann im Benehmen mit dem Träger der Einrichtung 
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und der Gemeinde die Gruppengröße reduzieren, sofern 
dies erforderlich ist, um diese Schutzhinweise einzuhalten. 
Beim gemeinsamen Verzehr von Speisen ist sicherzustellen, 
dass ein Abstand von mindestens 1,5 Metern zwischen den 
Tischen besteht und die Stehplätze so gestaltet sind, dass 
ein Abstand von 1,5 Metern zwischen den Personen gewähr-
leistet ist.

(6)   Vom Mindestpersonalschlüssel des § 1 der Kindertagesstät-
tenverordnung kann in der erweiterten Notbetreuung abgewi-
chen werden, sofern die Wahrnehmung der Aufsichtspflicht 
dennoch uneingeschränkt möglich ist.

(7)   Für die erweiterte Notbetreuung in der Kindertagespflege gel-
ten die Absätze 2 bis 5 entsprechend mit der Maßgabe, dass 
die in der Pflegeerlaubnis vorgesehene Kinderzahl, maximal 
jedoch fünf Kinder, in konstant zusammengesetzten Gruppen 
betreut werden dürfen.

(8)   Kritische Infrastruktur im Sinne des Absatz 2 Satz 1 Nummer 
1 sind insbesondere

 1.   die in den §§ 2 bis 8 der BSI-Kritisverordnung (BSI-
KritisV) bestimmten Sektoren Energie, Wasser, Ernährung, 
Informationstechnik und Telekommunikation, Gesundheit, 
Finanz- und Versicherungswesen, Transport und Verkehr,

 2.   die gesamte Infrastruktur zur medizinischen und pflegeri-
schen Versorgung einschließlich der zur Aufrechterhaltung 
dieser Versorgung notwendigen Unterstützungsbereiche, 
der Altenpflege und der ambulanten Pflegedienste, auch 
soweit sie über die Bestimmung des Sektors Gesundheit 
in § 6 BSI-KritisV hinausgeht,

 3.   die ambulanten Einrichtungen und Dienste der Woh-
nungslosenhilfe, die Leistungen nach §§ 67 ff. des Zwölf-
ten Buchs Sozialgesetzbuch erbringen, sowie gemein-
depsychiatrische und sozialpsychiatrische Einrichtungen 
und Dienste, die einem Versorgungsvertrag unterliegen, 
und ambulante Einrichtungen und Dienste der Drogen- 
und Suchtberatungsstellen,

 4.   Regierung und Verwaltung, Parlament, Organe der 
Rechtspflege, Justizvollzugs- und Abschiebungshaftvoll-
zugseinrichtungen sowie notwendige Einrichtungen der 
öffentlichen Daseinsvorsorge (einschließlich der Einrich-
tungen gemäß § 36 Absatz 1 Nummer 4 IfSG) sowie die 
in den § 1 Absatz 1 und § 1a genannten Einrichtungen,

 5.   Polizei und Feuerwehr (auch Freiwillige) sowie Notfall- und 
Rettungswesen einschließlich Katastrophenschutz sowie 
die Einheiten und Stellen der Bundeswehr, die mittelbar 
oder unmittelbar wegen der durch das Virus SARS-CoV-2 
verursachten Epidemie im Einsatz sind,

 6.  Rundfunk und Presse,
 7.   Beschäftigte der Betreiber beziehungsweise Unterneh-

men für den öffentlichen Personennahverkehr und den 
Schienenpersonenverkehr sowie Beschäftigte der lokalen 
Busunternehmen, sofern sie im Linienverkehr eingesetzt 
werden,

 8.  die Straßenbetriebe und Straßenmeistereien sowie
 9.  das Bestattungswesen.
(9)   Schülerinnen und Schüler sowie Kinder, deren bisher be-

suchte Einrichtung einem Betriebsverbot unterliegt und für 
die keine Ausnahme nach dieser Verordnung vorgesehen 
ist, dürfen die betreffende Einrichtung nicht betreten. Die 
Personensorgeberechtigten haben für die Beachtung der Be-
tretungsverbote zu sorgen.

§ 1c
Ausschluss von der Teilnahme, Betretungsverbot

(1)   Ausgeschlossen von der Teilnahme an dem Betrieb der Ein-
richtungen nach § 1 und von der erweiterten Notbetreuung 
nach § 1b sind Schülerinnen, Schüler sowie Kinder,

 1.   die in Kontakt zu einer infizierten Person stehen oder 
standen, wenn seit dem Kontakt mit einer infizierten Per-
son noch nicht 14 Tage vergangen sind, oder

 2.   die Symptome eines Atemwegsinfekts oder erhöhte Tem-
peratur aufweisen.

(2)   Schülerinnen und Schüler sowie Kinder, denen die Teilnah-
me am Betrieb durch die Einrichtung oder Tagespflegestelle 
noch nicht wieder gestattet wurde, unterliegen einem Betre-
tungsverbot. Die Personensorgeberechtigten haben für die 
Beachtung der Betretungsverbote zu sorgen.

§ 1d
Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen

(1)   Das Kultusministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung

 1.   die Betriebsuntersagungen nach den §§ 1 und 1a sowie 
die erweiterte Notbetreuung nach § 1b lageentsprechend 
auszuweiten oder einzuschränken,

 2.   für die in den §§ 1 und 1a genannten Einrichtungen 
weitere Bestimmungen zu den Schularten, Klassenstufen, 
Fächern oder Altersgruppen zu treffen, für die der Betrieb 
wiederaufgenommen wird, und Gruppengrößen festzule-
gen, und

 3.   für die in § 4 Absatz 1 Nummer 2 genannten Ein-
richtungen, soweit sie zu schulischen Abschlüssen oder 
schulischen Lehramtsbefähigungen führen, weitere Be-
dingungen und Modalitäten für die Wiederaufnahme des 
Betriebs insoweit festzulegen.

(2)   Das Sozialministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung

 1.   die Gestattung des Unterrichtsbetriebs einschließlich der 
Durchführung von Prüfungen an den in § 1 Absatz 3 ge-
nannten Einrichtungen einzuschränken oder auszuweiten 
und

 2.   für die in § 1 Absatz 3 genannten Einrichtungen weitere 
Bestimmungen zur Wiederaufnahme, zum Betreten und 
zur Durchführung des Schul- und Prüfungsbetriebs sowie 
zu den einzuhaltenden Maßnahmen zum Infektionsschutz 
zu treffen.

§ 2
Hochschulen, Akademien des Landes

(1)   Der Studienbetrieb in den Universitäten, Pädagogischen 
Hochschulen, Kunst- und Musikhochschulen, Hochschulen 
für angewandte Wissenschaften, der Dualen Hochschule 
Baden-Württemberg, den Akademien des Landes sowie in 
den privaten Hochschulen bleibt bis zum 24. Mai 2020 aus-
gesetzt; digitale Formate sind unbeschadet dessen zulässig. 
Praxisveranstaltungen, die spezielle Labor- bzw. Arbeitsräu-
me an den Hochschulen erfordern (zum Beispiel Laborprak-
tika, Präparierkurse), sind nur unter besonderen Schutzmaß-
nahmen möglich, wenn sie zwingend notwendig sind.

(2)   Mensen und Cafeterien bleiben geschlossen. Ab dem 18. 
Mai 2020 können die Studierendenwerke unter entsprechen-
der Anwendung von § 1 Absatz 4 in Verbindung mit § 4 
Absatz 3 Satz 1 und 2 Halbsatz 1 Mensen und Cafeterien 
zur Nutzung ausschließlich durch immatrikulierte Studierende, 
Doktoranden und Beschäftigte der Hochschulen öffnen. Das 
Hygienekonzept ist den Nutzerinnen und Nutzern zugänglich 
zu machen.

(3)   In Gebäuden und auf dem Gelände der Hochschulen und 
Akademien sind unbeschadet von Absatz 1 alle Veranstaltun-
gen, Ansammlungen und sonstigen Zusammenkünfte von je-
weils mehr als fünf Personen bis zum 24. Mai 2020 verboten. 
Dies gilt nicht für Gebäude und Einrichtungen der Universi-
tätsklinika und sonstige kritische Einrichtungen im Sinne von 
§ 1b Absatz 8. § 3 Absätze 3 und 7 finden entsprechende 
Anwendung.

(4)   Unter Einhaltung der zum Zwecke des Infektionsschutzes ge-
botenen Regelungen können Zusammenkünfte zur Durchfüh-
rung von Hochschulzugangsverfahren, Aufnahmeprüfungen 
und Auswahlverfahren, einschließlich Studierfähigkeitstests, 
sowie von Forschung und Lehre, einschließlich Prüfungen, 
die vom Rektorat abweichend von den Einschränkungen 
nach Absatz 1 und 2 ausnahmsweise zugelassen werden, 
stattfinden, wenn diese nicht durch Einsatz elektronischer In-
formations- und Kommunikationstechnologien ersetzbar sind.

(5)   Die Hochschulen und Akademien gewährleisten in ihren Ge-
bäuden und auf ihrem Gelände die Einhaltung angemessener 
Infektionsschutzmaßnahmen. § 4 Absatz 3 gilt entsprechend. 
Näheres bestimmen die Rektorate, wobei sie über diese 
Mindestanforderungen hinausgehen dürfen, sofern dies zum 
Zwecke des Infektionsschutzes verhältnismäßig ist.

(6)   Zur Vorbereitung und Durchführung von Abschlussprüfungen 
sowie für den planmäßigen Abschluss der Studien- und 
Ausbildungsabschnitte, die planmäßige Zulassung zum Vor-
bereitungs- und Ausbildungsdienst oder zur Aufrechterhal-
tung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung können ferner 
Ausnahmen von Absatz 1 und 2 zugelassen werden
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 1.   vom Innenministerium in Bezug auf die Hochschule für 
Polizei Baden-Württemberg und

 2.   vom Justizministerium in Bezug auf die Hochschule für 
Rechtspflege Schwetzingen.

(7)   Über die Nachholung von ausgefallenen Veranstaltungen und 
Prüfungen entscheidet die Hochschule oder Akademie in 
eigener Verantwortung. Die Hochschulen und Akademien 
sorgen im Rahmen des rechtlich und tatsächlich Möglichen 
dafür, dass die Studierenden alle im Sommersemester 2020 
vorgesehenen Studienleistungen gegebenenfalls in modifizier-
ter Form erbringen können und zugleich die Studierbarkeit 
gewährleistet ist.

(8)   Absätze 1 bis 7 gelten für das „Präsidium Bildung der Hoch-
schule für Polizei“ entsprechend.

§ 3
Einschränkung des Aufenthalts im öffentlichen Raum und 

von Ansammlungen, Pflicht zum Tragen  
von Mund-Nasen-Bedeckungen

(1)   Der Aufenthalt im öffentlichen Raum ist bis zum 5. Juni 2020 
nur alleine oder im Kreis der Angehörigen des eigenen sowie 
eines weiteren Haushalts gestattet. Zu anderen Personen ist 
im öffentlichen Raum, wo immer möglich, ein Mindestab-
stand von 1,5 Metern einzuhalten. Personen ab dem voll-
endeten sechsten Lebensjahr müssen zum Schutz anderer 
Personen vor einer Verbreitung des SARS-CoV-2-Virus

 1.   im öffentlichen Personenverkehr, an Bahn- und Busstei-
gen sowie in Flughafengebäuden und

 2.   in den Verkaufsräumen von Ladengeschäften und allge-
mein in Einkaufszentren eine nichtmedizinische Alltags-
maske oder eine vergleichbare Mund-Nasen-Bedeckung 
tragen, wenn dies nicht aus medizinischen Gründen oder 
aus sonstigen zwingenden Gründen unzumutbar ist oder 
wenn nicht ein anderweitiger mindestens gleichwertiger 
baulicher Schutz besteht.

(2)   Außerhalb des öffentlichen Raums sind Veranstaltungen und 
sonstige Ansammlungen von jeweils mehr als fünf Personen 
vorbehaltlich des Selbstorganisationsrechts des Landtages 
und der Gebietskörperschaften bis zum 5. Juni 2020 verbo-
ten. Ausgenommen von diesem Verbot sind Veranstaltungen 
und sonstige Ansammlungen, wenn deren teilnehmende Per-
sonen

 1.   in gerader Linie verwandt sind, wie beispielsweise Eltern, 
Großeltern, Kinder und Enkelkinder,

 2.  Geschwister und deren Nachkommen sind oder
 3.  dem eigenen Haushalt angehören
   sowie deren Ehegatten, Lebenspartnerinnen oder Le-

benspartner oder Partnerinnen oder Partner; hinzukom-
men dürfen Personen aus einem weiteren Haushalt. Die 
Untersagung nach Satz 1 gilt namentlich für Zusammen-
künfte in Vereinen, sonstigen Sport- und Freizeiteinrich-
tungen sowie öffentlichen und privaten Bildungseinrich-
tungen außerhalb der in den §§ 1 und 1a genannten 
Bereiche.

(3)   Ausgenommen von dem Verbot nach den Absätzen 1 und 2 
sind Veranstaltungen, Ansammlungen und sonstige Zusam-
menkünfte, wenn sie

 1.   der Aufrechterhaltung des Arbeits- und Dienstbetriebs 
einschließlich der innerbetrieblichen und -dienstlichen 
Ausbildung,

 2.   der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung,

 3.  der Daseinsfür- oder -vorsorge,
 4.   der medizinischen Versorgung, wie beispielsweise der 

Gewinnung von Blutspenden, wenn geeignete Maßnah-
men zum Schutz vor Infektionen im Sinne von § 4 Absatz 
3 getroffen werden,

 5.   dem Betrieb von Einrichtungen, soweit er nicht nach die-
ser Verordnung untersagt ist, wobei für die Besucher und 
Kunden der Einrichtungen im öffentlichen Raum Ab-satz 
1 Sätze 1 und 2 entsprechend gelten, oder

 6.   der Wahrnehmung der Versammlungsfreiheit nach Ar-
tikel 8 des Grundgesetzes zu dienen bestimmt sind. 
Satz 1 Nummer 1 gilt insbesondere für Veranstaltungen, 
Ansammlungen und sonstige Zusammenkünfte der Ge-
richte, der Staatsanwaltschaften sowie der Notarinnen 
und Notare des Landes. Bei Versammlungen nach Satz 
1 Nummer 6 haben die Teilnehmer untereinander und zu 
anderen Personen, wo immer möglich, im öffentlichen 
Raum einen Mindestabstand von 1,5 Metern einzuhalten. 

Versammlungen im Sinne des Versammlungsgesetzes 
können verboten werden, sofern der Schutz vor Infek-
tionen anderweitig, insbesondere durch Auflagen, nicht 
sichergestellt werden kann.

(4)   Veranstaltungen und sonstige Ansammlungen von Kirchen 
sowie Religions- und Glaubensgemeinschaften zur Religions-
ausübung sind zulässig. Das Kultusministerium wird gemäß 
§ 32 Satz 2 IfSG ermächtigt, durch Rechtsverordnung Vor-
gaben zum Infektionsschutz und sonstige ausführende Re-
gelungen für Veranstaltungen und sonstige Ansammlungen 
nach Satz 1, ferner für alle Bestattungen, Totengebete sowie 
rituelle Leichenwaschungen zu erlassen.

(5)   Die zuständigen Prüfungsbehörden können zur Durchführung 
von Staatsprüfungen, einschließlich der Kenntnisprüfungen, 
Ausnahmen von den Verboten nach den Absätzen 1 und 2 
sowie von § 2 und § 4 Absatz 1 Nummer 2 zulassen.

(6)   Das für den Gegenstand der Ausbildung jeweils fachlich 
zuständige Ministerium kann unbeschadet der Regelungen 
in den §§ 1 und 2 zur Behebung einer Personalknappheit 
unter Auflagen zum Schutz vor Infektionen für die Durchfüh-
rung von Veranstaltungen zur Ausbildung oder Qualifikation 
für Berufe einschließlich von Prüfungen Ausnahmen von den 
Verboten nach den Absätzen 1 und 2 sowie § 4 Absatz 1 
Nummer 2 zulassen.

(7)   Die zuständigen Behörden können aus wichtigem Grund 
unter Auflagen zum Schutz vor Infektionen Ausnahmen vom 
Verbot nach den Absätzen 1 und 2 zulassen. Ein wichtiger 
Grund liegt insbesondere vor, wenn

 1.   Ansammlungen und sonstige Veranstaltungen der Auf-
rechterhaltung der kritischen Infrastruktur im Sinne von § 
1b Absatz 8 dienen oder

 2.   es sich um gesetzlich vorgeschriebene Veranstaltungen 
handelt und eine Verlegung des Termins nicht möglich ist.

§ 3a
Verordnungsermächtigung für Maßnahmen 

 für Ein- und Rückreisende
Das Sozialministerium wird gemäß § 32 Satz 1 IfSG ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung unbeschadet der §§ 5 und 6 Rege-
lungen für Ein- und Rückreisende zur Bekämpfung des Virus 
SARS-CoV-2 zu erlassen, insbesondere
1.   die Absonderung von Personen, die aus einem Staat außer-

halb der Bundesrepublik Deutschland einreisen, in geeigneter 
Weise gemäß § 30 Absatz 1 Satz 2 IfSG,

2.   die Pflicht von Personen nach Nummer 1 gemäß § 28 Absatz 
1 Satz 1 IfSG, sich bei den für sie zuständigen Behörden zu 
melden und auf das Vorliegen der Voraussetzungen für die 
Absonderung hinzuweisen,

3.   die Beobachtung von Personen nach Nummer 1 gemäß § 
29 IfSG und

4.   berufliche Tätigkeitsverbote für Personen nach Nummer 1 
gemäß § 31 IfSG einschließlich solcher, die sich gegen 
Personen richten, die ihren Wohnsitz außerhalb von Baden-
Württemberg haben,

  sowie Ausnahmen hiervon und Auflagen einschließlich wei-
terer Anordnungen hierzu gemäß § 28 Absatz 1 IfSG vorzu-
schreiben.

§ 4
Einschränkung des Betriebs von Einrichtungen

(1)   Der Betrieb folgender Einrichtungen wird bis zum 24. Mai 
2020 für den Publikumsverkehr untersagt:

 1.   Kultureinrichtungen jeglicher Art, insbesondere Theater, 
Schauspielhäuser, Freilichttheater,

 2.   Bildungseinrichtungen jeglicher Art, insbesondere Akade-
mien, Fortbildungseinrichtungen, Volkshochschulen, Mu-
sikschulen und Jugendkunstschulen, soweit diese nicht 
in den §§ 1, 1a oder 2 geregelt sind,

 3.  Kinos,
 4.   Schwimm- und Hallenbäder, Thermal- und Spaßbäder, 

Saunen,
 5.   alle öffentlichen und privaten Sportanlagen und Sport-

stätten, insbesondere Fitness-studios, sowie Tanzschulen 
und ähnliche Einrichtungen,

 6.  Jugendhäuser,
 7.   Prostitutionsstätten, Bordelle und ähnliche Einrichtungen; 

untersagt ist auch jede sonstige Ausübung des Prostitu-
tionsgewerbes im Sinne von § 2 Absatz 3 des Prostitu-
iertenschutzgesetzes,
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 8.   Gaststätten und ähnliche Einrichtungen wie Cafés, Eisdie-
len, Bars, Shisha-Bars, Clubs, Diskotheken und Kneipen,

 9.   Messen, nicht-kulturelle Ausstellungen, Freizeitparks und 
Anbieter von Freizeitaktivitäten (auch außerhalb geschlos-
sener Räume), Spezialmärkte und ähnliche Einrichtungen,

 10. öffentliche Bolzplätze,
 11.  Beherbergungsbetriebe, Campingplätze und Wohnmo-

bilstellplätze; eine Beherbergung darf ausnahmsweise zu 
geschäftlichen, dienstlichen oder, in besonderen Härte-
fällen, zu privaten Zwecken erfolgen, und

 12. Betrieb von Reisebussen im touristischen Verkehr.
(2)  Von der Untersagung nach Absatz 1 sind ausgenommen:
 1.   der Außer-Haus-Verkauf von Gaststätten, Cafés und Eis-

dielen,
 2.  ab 18. Mai 2020 Speisewirtschaften,
 3.  Abhol- und Lieferdienste,
 4.   Kantinen für Betriebsangehörige oder Angehörige öffent-

licher Einrichtungen, wobei § 1 Absatz 4 entsprechende 
Anwendung findet,

 5.   Einrichtungen des Polizeivollzugsdienstes, die zu Übungs- 
und Ausbildungszwecken sowie zur Aufrechterhaltung 
des Dienstbetriebs erforderlich sind,

 6.  Bibliotheken, auch an Hochschulen, und Archive,
 7.   Museen, Freilichtmuseen, Ausstellungshäuser und Ge-

denkstätten,
 8.  Autokinos,
 9.  zoologische und botanische Gärten,
 10.  Bildungseinrichtungen, soweit diese Leistungen im Be-

reich der schulischen, beruflichen oder dienstlichen Bil-
dung, der nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB II) oder dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch (SGB 
III) geförderten Bildung oder zur Integration oder zur 
deutschen Sprachbildung von Migrantinnen und Migran-
ten erbringen und die Voraussetzungen nach Absatz 6 
erfüllt sind,

 11.  Musikschulen und Jugendkunstschulen, wenn und so-
weit der Betrieb durch Rechtsverordnung nach Absatz 7 
gestattet ist,

 12. öffentliche Spielplätze,
 13.  Fahr- und Flugschulen, wobei abweichend von Absatz 3 

die Grundsätze des Infektionsschutzes nach § 1 Absatz 
2 Satz 1 und § 1 Absatz 4 entsprechend gelten,

 14. Häfen und Flugplätze,
 15.  Freiluftsportanlagen, wenn und soweit der Betrieb durch 

Rechtsverordnung nach Absatz 8 zugelassen ist,
 16.  ab 18. Mai 2020 Freizeiteinrichtungen im Freiluftbereich, 

ausgenommen Freizeitparks, und
 17.  ab 18. Mai 2020 Campingplätze im Fall von Über-

nachtungen in Wohnwagen, Wohnmobilen oder festen 
Mietunterkünften, Wohnmobilstellplätze sowie die Beher-
bergung in Ferienwohnungen und vergleichbaren Woh-
nungen, jeweils soweit eine Selbstversorgung ohne die 
Benutzung von Gemeinschaftseinrichtungen erfolgt.

(3)   Betriebe und Einrichtungen mit Publikumsverkehr haben da-
rauf hinzuwirken, dass im Rahmen der örtlichen Gegeben-
heiten und des Notwendigen der Zutritt gesteuert wird und 
Warteschlangen vermieden werden. Insbesondere ist darauf 
hinzuwirken, dass ein Abstand von möglichst 2 Metern, 
mindestens aber 1,5 Metern zwischen Personen eingehalten 
wird, sofern keine geeigneten Trennvorrichtungen vorhanden 
sind; dies gilt nicht, soweit eine engere körperliche Nähe 
nicht zu vermeiden ist, insbesondere bei Tätigkeiten im Zu-
sammenhang mit der Versorgung mit Heil- und Hilfsmitteln 
und Pflegehilfsmitteln, der Erbringung ärztlicher, zahnärztli-
cher, psychotherapeutischer, pflegerischer und sonstiger Tä-
tigkeiten der Gesundheitsversorgung und Pflege im Sinne 
des Fünften Buchs Sozialgesetzbuch (SGB V) und des Elften 
Buchs Sozialgesetzbuch (SGB XI) sowie der Erbringung von 
Assistenzleistungen im Sinne des Neunten Buchs Sozialge-
setzbuch einschließlich der Ermöglichung von Blutspenden.

(4)   Das Sozialministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung den Betrieb von Einrichtungen, 
soweit nicht in den nachfolgenden Absätzen oder in anderen 
Vorschriften dieser Verordnung nähere Bestimmungen getrof-
fen sind, im Einvernehmen mit dem zuständigen Ministerium 
zu gestatten und hierzu Bedingungen und Anforderungen, 
insbesondere über Absatz 3 hinausgehende oder davon ab-
weichende Hygienevorgaben, festzulegen.

(5)   Das Sozialministerium und das Wirtschaftsministerium wer-
den gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermächtigt, durch gemeinsame 
Rechtsverordnung über Absatz 3 hinausgehende oder davon 
abweichende Hygienevorgaben für Einzelhandelsbetriebe, 
Handwerker, Vergnügungsstätten, Betriebe in den Bereichen 
Tattoo und Piercing, Massage, Kosmetik, Nagelpflege und 
Fußpflege, Sonnenstudios, Beherbergungsbetriebe, Cam-
ping- und Wohnmobilstellplätze sowie für das Gaststättenge-
werbe festzulegen.

(6)   Für Bildungseinrichtungen nach Absatz 2 Nummer 10 gelten 
abweichend von Absatz 3 die Grundsätze des Infektions-
schutzes nach § 1 Absatz 2 Satz 1 sowie § 1 Absatz 4 
entsprechend. Die Wiederaufnahme des Betriebs erfolgt

 1.   an Einrichtungen, in denen Fortbildungen im Rahmen der 
Förderung der beruflichen Weiterbildung nach §§ 81 ff. 
SGB III, Berufsvorbereitungsmaßnahmen nach §§ 51 ff. 
SGB III, Maßnahmen zur außerbetrieblichen Ausbildung 
nach §§ 73 ff. SGB III oder gleichartige Maßnahmen nach 
§ 16 SGB II stattfinden, soweit die Teilnehmenden bis 31. 
Dezember 2020 eine Prüfung ablegen werden,

 2.   an Industrie- und Handelskammern einschließlich deren 
Auftragnehmern, die Unterrichtungen nach § 33c Absatz 
2 Nummer 2 und § 34a Absatz 1a Nummer 2 der Ge-
werbeordnung oder § 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des 
Gaststättengesetzes durchführen,

 3.   zum Ablegen von Abschlussprüfungen nach dem Be-
rufsbildungsgesetz (BBiG) und der Handwerksordnung 
(insbesondere Gesellen-, Meister- und Fortbildungsprü-
fungen) sowie vergleichbarer berufsbezogener Abschluss-
prüfungen (insbesondere Sach- und Fachkundeprüfungen) 
durch Industrie- und Handelskammern, Handwerkskam-
mern und Innungen oder das Regierungspräsidium Tübin-
gen - Landesstelle für Straßentechnik, wobei das Ablegen 
der genannten Abschlussprüfungen auch in Räumen au-
ßerhalb von Schulen und Einrichtungen zulässig ist,

 4.   an Einrichtungen, die keine Schulen nach § 2 des Schul-
gesetzes für Baden-Württemberg sind und in denen Auf-
stiegsfortbildungen stattfinden, die die Voraussetzungen 
für §§ 2 und 2a des Gesetzes zur Förderung der berufli-
chen Aufstiegsfortbildung erfüllen,

 5.   an Einrichtungen, in denen Kurse der überbetrieblichen 
Berufsausbildung nach § 2 Absatz 1 Nummer 2 und § 
5 Absatz 2 Nummer 6 BBiG sowie nach § 26 Absatz 
2 Nummer 6 der Handwerksordnung stattfinden; Unter-
richtungen sind möglich für Kursteilnehmer im zweiten, 
dritten und vierten Lehrjahr ihrer Ausbildung,

 6.   an Weiterbildungs- und Fortbildungsstätten der Pflege- 
und Gesundheitsberufe,

 7.   an gesetzlich sowie staatlich anerkannten Ausbildungs-
stätten im Sinne des § 7 des Berufskraftfahrerqualifikati-
onsgesetzes,

 8.   an amtlich anerkannten Fahrlehrerausbildungsstätten im 
Sinne des § 36 des Fahrlehrergesetzes (FahrlG) ein-
schließlich der Fahrlehrerprüfung nach § 8 FahrlG,

 9.   an Ausbildungsstätten, die Qualifizierungsmaßnahmen für 
Schienenverkehr durchführen, die mit nachweispflichtigen 
Qualifikationen (NAQ) abgeschlossen werden, und

 10.  an Einrichtungen, in denen Leistungen zur schulischen 
Bildung, zur Integration, zur deutschen Sprachbildung 
oder zur nach dem Zweiten oder dem Dritten Buch 
Sozialgesetzbuch geförderten Bildung erbracht werden, 
zur Vorbereitung einschließlich Nachhilfe auf anstehende 
schulische Prüfungen, insbesondere Schulfremdenprü-
fungen an Schulen nach § 1, zur Durchführung von Inte-
grationskursen und Kursen für Deutsch als Zweitsprache 
und zur Durchführung von Abschlusskursen, die nach 
dem Zweiten oder dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch 
gefördert werden, einschließlich der Abnahme von mit 
derartigen Bildungsangeboten verbundener Prüfungen.

   Das für den Gegenstand der Ausbildung jeweils fachlich 
zuständige Ministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Erbringung wei-
terer Bildungsangebote der schulischen, beruflichen und 
dienstlichen Bildung zuzulassen und hierfür sowie für 
Angebote nach Satz 2 über Satz 1 hinausgehende oder 
davon abweichende Hygienevorgaben festzulegen; dies 
kann auch im Wege einer innerdienstlichen Anordnung 
erfolgen.
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(7)   Das Kultusministerium und das Sozialministerium werden 
gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermächtigt, durch gemeinsame 
Rechtsverordnung Bedingungen und Modalitäten für die 
Wiederaufnahme des Betriebs an Musikschulen und Ju-
gendkunstschulen, etwa zu zulässigen Unterrichtsangeboten, 
Unterrichtsformen und Gruppengrößen, sowie über Absatz 4 
hinausgehende oder davon abweichende Hygienevorgaben 
festzulegen.

(8)   Das Kultusministerium und das Sozialministerium werden 
gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermächtigt, durch gemeinsame 
Rechtsverordnung für Freiluftsportanlagen nach Absatz 2 
Nummer 15 Bedingungen und Anforderungen für die Wie-
deraufnahme des Betriebs, Höchstgruppengrößen, zulässige 
Trainingsformate sowie über Absatz 3 hinausgehende oder 
davon abweichende Hygienevorgaben festzulegen. Darüber 
hinaus können sie durch gemeinsame Rechtsverordnung mit 
Wirkung ab 15. Mai 2020 für den Profisport den Betrieb 
weitergehend gestatten und Regelungen nach Satz 1 sowie 
zur Absonderung von Profisportlern sowie deren Trainern, 
Betreuern und weiteren beteiligten Personen treffen.

§ 4a
Einrichtungen nach § 111a SGB V

(1)   In allen Einrichtungen nach § 111a SGB V ist die Durchfüh-
rung von Mutter-Kind- und Vater-Kind-Maßnahmen unter-
sagt.

(2)   Andere Kinder dürfen Einrichtungen nach § 111a SGB V 
nicht betreten.

(3)   Die Leitung der Einrichtung kann nach Abwägung aller Um-
stände Ausnahmen von den Verboten nach den Absätzen 
1 und 2 unter Auflagen zum Infektionsschutz zulassen. Bei 
der Abwägung sind insbesondere die erhöhten Infektionsge-
fahren in der Einrichtung und für die sich in ihr aufhaltenden 
Personen zu berücksichtigen.

(4)   Das Sozialministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung bis zum Außerkrafttreten 
dieser Verordnung abweichend von den Absätzen 1 bis 3 
Bedingungen oder Anforderungen für den Betrieb von Ein-
richtungen nach § 111a SGB V nach Maßgabe näherer Be-
stimmungen insbesondere zum Infektionsschutz festzulegen.

§ 5
Erstaufnahmeeinrichtungen

(1)   Personen, die in einer Landeserstaufnahmeeinrichtung gemäß 
§ 3 des Flüchtlingsaufnahmegesetzes (FlüAG) aufgenommen 
werden, dürfen für einen Zeitraum von 14 Tagen nach Beginn 
ihrer Unterbringung gemäß § 6 Absatz 1 FlüAG den ihnen 
jeweils zugewiesenen Unterbringungs- und Versorgungsbe-
reich nicht verlassen. Das zuständige Regierungspräsidium 
kann den Betroffenen jederzeit neue Unterbringungs- und 
Versorgungsbereiche zuweisen und Ausnahmen von der Ver-
pflichtung des Satzes 1 anordnen.

(2)   Das Innenministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung weitergehende Regelungen zur 
Separierung bestimmter Personengruppen innerhalb der Lan-
deserstaufnahmeeinrichtungen zu erlassen.

§ 6
Maßnahmen zum Schutz besonders gefährdeter Personen
(1)   Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 

3 bis 5 IfSG, teilstationäre Einrichtungen für Menschen mit 
Pflege- und Unterstützungsbedarf oder mit Behinderungen 
einschließlich Kurzzeitpflege sowie teilstationäre Einrichtun-
gen der Wohnungslosenhilfe dürfen nicht mehr zu Besuchs-
zwecken betreten werden. Über den Zugang zu

 1.   Fachkrankenhäusern für Psychiatrie mit Ausnahme der 
Fachkrankenhäuser für Gerontopsychiatrie,

 2.  psychosomatischen Fachkrankenhäusern sowie
 3.   kinder- und jugendpsychiatrischen Fachkrankenhäusern,
   jeweils einschließlich der zugehörigen Tageskliniken, ent-

scheidet die Leitung der jeweiligen Einrichtung.
(2)   Stationäre Einrichtungen für Menschen mit Pflege- und Unter-

stützungsbedarf oder mit Behinderungen, stationäre Einrich-
tungen der Wohnungslosenhilfe, ambulant betreute Wohn-
projekte der Wohnungslosenhilfe sowie von einem Anbieter 
verantwortete ambulant betreute Wohngemeinschaften nach 
dem Wohn-, Teilhabe- und Pflegegesetz (WTBG) dürfen nicht 
mehr zu Besuchszwecken betreten werden. Die Leitung der 
Einrichtung kann den Zutritt zu Besuchszwecken erlauben, 
wenn geeignete Maßnahmen zum Schutz vor Infektionen 
getroffen werden können. Ausgenommen von dem Betre-

tungsverbot nach Satz 1 sind Einrichtungen für Menschen 
mit Behinderungen, wenn mit Blick auf die körperliche Kons-
titution der Bewohner nicht von einem erhöhten Infektionsri-
siko ausgegangen werden muss. Die Leitung der Einrichtung 
entscheidet, ob eine Ausnahme nach Satz 3 vorliegt, und 
weisen darauf in der Information nach Absatz 10 hin.

(3)   Der Zutritt von externen Personen zu den in Absatz 1 und 
2 genannten Einrichtungen aus sonstigen, insbesondere be-
ruflichen oder familiären Gründen ist nur in Ausnahmefällen 
und mit Zustimmung der Leitung der Einrichtung gestattet. 
Im Falle der Gewährung des Zutritts sind geeignete Vorkeh-
rungen zum Infektionsschutz zu treffen.

(4)   Den in § 7 genannten Personen ist der Zutritt zu den in 
Absatz 1 und 2 genannten Einrichtungen untersagt. Wenn 
diese Personen eine Einrichtung zum Zweck der Behandlung 
oder Aufnahme betreten wollen, ist vorab das Einverständnis 
der Leitung der Einrichtung einzuholen. Ausnahmen von Satz 
2 sind nur in Notfällen zulässig. Soweit möglich, sind auch 
in diesen Fällen Maßnahmen zum Schutz vor Infektionen zu 
ergreifen.

(5)   Bewohnerinnen und Bewohner von stationären Einrichtun-
gen für Menschen mit Pflege- und Unterstützungsbedarf 
und ambulant betreuten Wohngemeinschaften nach § 4 Ab-
satz 2 WTBG haben das Verlassen sowie unverzüglich die 
Rückkehr in die Einrichtung bei der Einrichtung anzuzeigen. 
Während des Aufenthalts außerhalb der Einrichtung sind 
Sozialkontakte außerhalb des öffentlichen Raums zu mehr 
als weiteren vier Personen verboten. Bei der Rückkehr in die 
Einrichtung ist beim Einlass unverzüglich eine Händedesin-
fektion vorzunehmen. Bewohnerinnen und Bewohner, die die 
Einrichtung verlassen, sind verpflichtet, nach der Rückkehr in 
den Gemeinschaftsbereichen der Einrichtung für die Dauer 
von 14 Tagen eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen, wenn 
dies nicht aus medizinischen Gründen oder aus sonstigen 
Gründen unzumutbar ist. Das gilt entsprechend, wenn die 
Bewohnerin oder der Bewohner in einem Doppelzimmer lebt, 
in Situationen, in denen dort ein Mindestabstand von 1,5 
Metern zu Mitbewohnerinnen und Mitbewohnern nicht einge-
halten werden kann.

(6)   Zur Aufrechterhaltung der medizinischen Versorgung und des 
Pflegebetriebs können in der Einrichtung tätige Personen, 
denen nach Absatz 4 der Zutritt untersagt wäre, nach Abwä-
gung die berufliche Tätigkeit in der Einrichtung unter Beach-
tung von Schutzmaßnahmen fortsetzen. Die Entscheidung 
über die Fortsetzung der Tätigkeit und die erforderlichen 
Schutzmaßnahmen trifft die Leitung der Einrichtung.

(7)   Ausnahmen von den Absätzen 1, 2 und 4 können durch die 
Leitung der Einrichtung für nahestehende Personen im Ein-
zelfall, beispielsweise im Rahmen der Sterbebegleitung oder 
zur Begleitung eines erkrankten Kindes, zugelassen werden, 
wenn geeignete Maßnahmen zum Schutz vor Infektionen 
getroffen werden.

(8)   Betreuungs- und Unterstützungsangebote im Vor- und Um-
feld von Pflege werden, so-weit sie als Gruppenangebote 
durchgeführt werden, aufgrund einer erhöhten Ansteckungs-
gefahr, insbesondere für die besonders betroffenen vulnera-
blen Gruppen, einstweilen eingestellt. Zu den nach Satz 1 
eingestellten Angeboten zählen insbesondere:

 1.   Angebote nach § 45c Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 SGB 
XI in Verbindung mit § 6 Absatz 1 der Unterstützungsan-
gebote-Verordnung (UstA-VO) wie

  a)   Betreuungsgruppen (für Personen mit überwiegend 
kognitiven Einschränkungen, zum Beispiel demenziell 
erkrankte pflegebedürftige Menschen) und

  b)   Angebote zur Unterstützung im Alltag wie Freizeit-
ausfahrten für behinderte und pflegebedürftige Men-
schen;

 2.   Initiativen des Ehrenamtes nach § 45c Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 SGB XI in Verbindung mit § 7 UstA-VO, soweit 
sie als Gruppenveranstaltung angelegt sind, und

 3.   Angebote der Selbsthilfe nach § 45d SGB XI in Verbin-
dung mit § 8 UstA-VO.

(9)   Das Sozialministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG er-
mächtigt, durch Rechtsverordnungen für Einrichtungen und 
Angebote nach den Absätzen 1, 2, 5 und 8 abweichende 
und weitergehende Regelungen zum Schutz gefährdeter Per-
sonen vor einer Infektion mit dem Virus SARS-CoV-2 sowie 
abweichende und weitergehende Ausnahmeregelungen zu 
treffen.
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(10)  Über die Zutrittsverbote nach den Absätzen 1 bis 4 ist durch 
die Einrichtungen in einer vor Zutritt gut sichtbaren Weise, 
beispielsweise durch einen auffälligen Aushang an den Zu-
gangstüren, zu informieren.

§ 7
Betretungsverbote

In den in § 1 Absatz 1 und § 2 Absatz 1 genannten Einrichtun-
gen gilt, soweit deren Betrieb nicht gänzlich eingestellt wird, ein 
generelles Betretungsverbot für Personen, die in Kontakt zu einer 
infizierten Person stehen oder standen, wenn seit dem Kontakt 
mit einer infizierten Person noch nicht 14 Tage vergangen sind, 
oder die Symptome eines Atemwegsinfekts oder erhöhte Tem-
peratur aufweisen.

§ 8
Weitere Maßnahmen nach dem Infektionsschutzgesetz

(1)   Das Recht der zuständigen Behörden, weitergehende Maß-
nahmen zum Schutz vor Infektionen zu erlassen, bleibt von 
dieser Verordnung unberührt. Für den Erlass von Maßnah-
men nach dem Infektionsschutzgesetz ist das Sozialministeri-
um zuständige oberste Polizeibehörde. Das Sozialministerium 
übt die Fachaufsicht für Maßnahmen der nach § 1 Absatz 6 
der Verordnung des Sozialministeriums über Zuständigkeiten 
nach dem Infektionsschutzgesetz zuständigen Ortspolizeibe-
hörden aus.

(2)   Das Sozial- und das Innenministerium werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung nähere Einzelheiten zur Verarbeitung 
personenbezogener Daten zwischen Gesundheitsbehörden, 
Ortspolizeibehörden und dem Polizeivollzugsdienst zu regeln, 
soweit dies aus Gründen des Infektionsschutzes erforderlich 
ist

 1.   zum Schutz der Beamtinnen und Beamten des Polizei-
vollzugsdienstes sowie der Beschäftigten der Ortspolizei-
behörden vor Ansteckung bei Einsätzen,

 2.   zur Anordnung, Durchführung, Überwachung und des 
Vollzugs von Maßnahmen nach dem Infektionsschutzge-
setz,

 3.   zur Verfolgung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten 
nach dem Infektionsschutzgesetz und auf seiner Grund-
lage ergangener Rechtsverordnungen und

 4.   zur Prüfung der Haft- oder Unterbringungsfähigkeit sowie 
der Erforderlichkeit einer isolierten Unterbringung in Ge-
wahrsamseinrichtungen und Justizvollzugsanstalten.

§ 9
Ordnungswidrigkeiten

(1)   Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1a Nummer 24 
IfSG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

 1.   entgegen § 3 Absatz 1 Satz 1 sich im öffentlichen Raum 
aufhält,

 2.   entgegen § 3 Absatz 1 Satz 3 keine Mund-Nasen-Bede-
ckung trägt,

 3.   entgegen § 3 Absatz 2 an einer Veranstaltung oder sons-
tigen Ansammlung von jeweils mehr als fünf Personen 
teilnimmt,

 4.   entgegen § 3 Absatz 7 Auflagen zum Schutz vor Infekti-
onen nicht einhält,

 5.  entgegen § 4 Absatz 1 eine Einrichtung betreibt,
 6.   entgegen § 4 Absatz 3 nicht darauf hinwirkt, dass zwi-

schen Personen ein Mindestabstand von 1,5 Metern 
eingehalten wird,

 7.   entgegen § 5 Absatz 1 Satz 1 einen ihm zugewiesenen 
Unterbringungs- und Versorgungsbereich verlässt oder 
gegen eine Regelung zur Separierung bestimmter Perso-
nengruppen innerhalb der Landeserstaufnahme nach § 5 
Absatz 2 verstößt,

 8.   entgegen § 6 Absatz 1, 2 oder 4 eine der dort genannten 
Einrichtungen betritt,

 9.   entgegen § 6 Absatz 8 Betreuungs- und Unterstützungs-
angebote im Vor- und Umfeld von Pflege anbietet oder

 10. entgegen § 7 eine der genannten Einrichtungen betritt.
(2)   In Rechtsverordnungen nach § 1d, § 3 Absatz 4 Satz 2, § 

3a, § 4 Absätze, 4, 5, 6 Satz 3, 7, 8, § 4a Absatz 4, § 5 
Absatz 2 und § 6 Absatz 9 können Bußgeldbewehrungen für 
den Fall von Zuwiderhandlungen gegen die darin enthaltenen 
Bestimmungen vorgesehen werden.

§ 10
Inkrafttreten

(1)   § 4 Absätze 5 und 8 dieser Verordnung treten am Tag nach 
ihrer Verkündung in Kraft.

(2)   Im Übrigen tritt diese Verordnung am 11. Mai 2020 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Corona-Verordnung vom 17. März 2020, 
die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 2. Mai 2020 
(notverkündet gemäß § 4 des Verkündungsgesetzes und 
abrufbar unter http://www.baden-wuerttemberg.de/corona-
verordnung) geändert worden ist, außer Kraft.

§ 11
Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 15. Juni 2020 außer Kraft. Sofern in 
dieser Rechtsverordnung nichts anderes bestimmt ist, gelten die 
Maßnahmen bis zum Außerkrafttreten der Verordnung.
Stuttgart, den 9. Mai 2020

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:
Kretschmann / Strobl / Sitzmann / Dr. Eisenmann / Bauer / 
Untersteller / Dr. Hoffmeister-Kraut / Lucha / Hauk / Wolf / 
Hermann / Erler

Stellenangebote

NUSSDORF
EBERDINGEN
HOCHDORF/ENZ

Die Gemeinde Eberdingen sucht zum nächstmöglichen Zeit-
punkt für den viergruppigen Kindergarten Regenbogen im 
Ortsteil Hochdorf/Enz

eine pädagogische Fachkraft (m/w/d)

mit einem Beschäftigungsumfang von 100 % sowie staatli-
cher Anerkennung als Erzieher/in oder einem vergleichbaren 
Abschluss. Es handelt sich um ein unbefristetes Arbeitsver-
hältnis. Im Kindergarten werden Kinder im Alter von 2 – 6 
Jahren zu verlängerten Öffnungszeiten von 7.30 Uhr- 14.00 
Uhr betreut.

Was wir von Ihnen erwarten:
•	 Sie können sich mit unserem situationsorientierten päda-

gogischen Ansatz in teiloffenen Gruppen identifizieren und 
sind motiviert, dieses gemeinsam im Team kreativ und 
engagiert umzusetzen.

•	 Sie haben große Freude daran, Kinder auf ihrem Entwick-
lungsweg in einer Ü3-Gruppe zu begleiten und zu fördern.

•	 Sie besitzen die Fähigkeit, eine wertschätzende Elternar-
beit zu pflegen

•	 Flexibilität, Belastbarkeit, Teamfähigkeit und Verantwor-
tungsbewusstsein zeichnen Sie aus

Wir bieten Ihnen:
•	 eine offene und herzliche Arbeitsatmosphäre in einem 

großen engagierten Team
•	 einen abwechslungsreichen, verantwortungsvollen und 

kreativen Arbeitsplatz
•	 Möglichkeiten zur internen und externen Fort- und Wei-

terbildung
•	 eine Vergütung nach den Leistungen des öffentlichen 

Dienstes

Erste Fragen beantwortet Ihnen Frau Rosentreter-Oelmann 
(Kindergarten), Tel. 07042/77145 bzw. Herr Unmüßig (Ord-
nungs- und Sozialamt), Tel. 07042/799-304.
Haben wir Ihr Interesse geweckt? Dann freuen wir uns über 
Ihre Bewerbung mit den üblichen Unterlagen bis 29.05.2019 
an

Gemeinde Eberdingen
Stuttgarter Straße 34
71735 Eberdingender per E-Mail an 
buergermeisteramt@eberdingen.de.
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Bürgerinformationen

Altersjubilare

Wir gratulieren recht herzlich

im OT Hochdorf/Enz am
20.05. zum 85. Geburtstag, 
Paul Kreder, 
Wilhelm-Busch-Str. 2

Wir wünschen allen Jubilaren 
für das neue Lebensjahr Glück, 
Gesundheit und Zufriedenheit.
Bürgermeister Peter Schäfer
Sollten Sie keine Veröffentlichung wünschen, melden Sie sich 
bitte beim Einwohnermeldeamt oder in den Verwaltungsaußen-
stellen.
Bürgermeisteramt

Zum Fest der
GOLDENEN HOCHZEIT

am 17. Mai 2020
von

Brigitte und Siegfried Maywald
wohnhaft im OT Eberdingen

und

zum Fest der
DIAMANTENEN HOCHZEIT

am 20. Mai 2020
von

Ingeborg und Josef Hutter
wohnhaft im OT Eberdingen

gratulieren wir recht herzlich und wünschen Ihnen alles Gute 
für den weiteren gemeinsamen Lebensweg.
Gemeindeverwaltung und Gemeinderat
Bürgermeister Peter Schäfer

!!!! Vorgezogener Redaktionsschluss!!!!
Anlässlich des Feiertags am 21.05. (Christi Himmelfahrt) gilt 
folgender Redaktionsschluss für KW 21:
Montag, 18.05. um 8.30 Uhr
Bürgermeisteramt Eberdingen

Sprechzeiten Gemeindeverwaltung

Ab Montag, 04.05. mit vorheriger Terminvereinbarung:
Montag - Freitag 8:30 - 11:30 Uhr
Montagnachmittag 16:00 - 18:30 Uhr
Die Verwaltungsstelle Hochdorf/Enz und Nussdorf sind dienstags 
und donnerstags geschlossen.

Terminvereinbarung mit dem Bürgermeister
Wenn Sie ein besonderes Anliegen haben und eine zeitnahe 
Besprechung mit dem Bürgermeister wünschen, so wenden Sie 
sich bitte an die Mitarbeiterin des Bürgermeisters, Frau Andrea 
Wenninger, unter Tel. 07042/7990. Sie erhalten einen schnellst-
möglichen Besprechungstermin.

Öffnungszeiten Keltenmuseum
Hochdorf/Enz

Das Keltenmuseum ist b.a.w. geschlossen.

Öffnungszeiten der Ortsbüchereien

Eberdingen
montags   15:00 - 18:00 Uhr
donnerstags  16:00 - 19:00 Uhr
Hochdorf/Enz
montags   15:00 - 18:00 Uhr
donnerstags  11:00 - 12:00 und 15:00 - 18:00 Uhr

Nussdorf
dienstags   15:00 - 18:00 Uhr
mittwochs  11:00 - 12:00 Uhr
donnerstags  16:00 - 18:00 Uhr
Jedoch sind einige Regelungen notwendig geworden, um die 
erforderlichen Abstands- und Hygienevorschriften umsetzen zu 
können:
•	 es dürfen sich max. 3 Besucher gleichzeitig in der Bücherei 

aufhalten
•	 Medien dürfen nur ausgeliehen oder zurückgegeben werden. 

Der Aufenthalt sollte 15 Minuten nicht überschreiten. Das 
weitere Verweilen in der Bücherei ist nicht erlaubt

•	 es ist auf einen Mindestabstand von 1,5 m zu anderen Per-
sonen zu achten

•	 Kinder unter 6 Jahren haben keinen Zutritt
•	 Kinder zwischen 6 und 10 Jahren haben nur in Begleitung 

eines Erwachsenen Zutritt
•	 Besuchern/-innen müssen einen Mund-Nasen-Schutz tragen
•	 das bereitgestellte Handdesinfektionsmittel ist vor Betreten 

der Bücherei zu verwenden

Feuerwehr Eberdingen
www.ffw-eberdingen.de

Die Übungen werden bis auf Weiteres ausgesetzt.

Jugendfeuerwehr Eberdingen
www.ffw-eberdingen.de

Die Übungen werden bis auf Weiteres ausgesetzt.

Müllabfuhr

Donnerstag,  14.05., Biogut + Rund + Restmüll 1100 L
Freitag,  22.05., Restmüll + Biogut + Restmüll 1100 L

Maskenpflicht auf Wertstoffhöfen und Häckselplätzen
Ab Mittwoch, 13. Mai, 
müssen Anlieferer auf 
den vier AVL-Wertstoff-
höfen, die zurzeit im 
Corona-Betrieb geöffnet 
sind, einen Mund-Nasen-Schutz tragen. Dies gilt demnach auf 
den Höfen in Bietigheim-Bissingen, Steinheim, Kornwestheim und 
Korntal-Münchingen, die für Anlieferungen aus Privathaushalten 
geöffnet sind von Montag bis Freitag von 9 bis 12 Uhr (nur PKW, 
keine Fußgänger, keine Anhänger und keine Transporter), so-
wie für größere Anlieferungen (mit Anhängern oder Transportern) 
und für Gewerbekunden mit Terminvereinbarung. Auch auf den 
Häckselplätzen empfiehlt die AVL das Tragen eines Mund-Nasen-
Schutzes, um andere Kundinnen und Kunden zu schützen.

Deponie BURGHOF und Wertstoffhof BURGHOF Plus
Die Deponie BURGHOF sowie der Wertstoffhof BURGHOF 
Plus sind weiterhin vorübergehend für Anlieferungen aus Privat-
haushalten geschlossen. Gewerbebetriebe, Umzugsfirmen, pri-
vate Anlieferer von mineralischen Abfällen wie Bauschutt oder 
Privatkunden mit Großmengen (Transporter, Anhänger) können 
nach vorheriger Terminvereinbarung anliefern. Hierfür ist eine 
Anmeldung unter Tel. 07141 / 956 5205 (erreichbar Montag 
bis Freitag von 9 bis 12 und 13 bis 17 Uhr) nötig. ACHTUNG: 
Die Hotline ist stark ausgelastet. Bitte haben Sie etwas Geduld.
Da sich Warteschlangen bilden können, bitten wir um Beach-
tung folgender Hinweise:
•	 nur anliefern, wenn unbedingt notwendig
•	 im Auto warten bis ein AVL-Mitarbeiter Sie auf das Ge-

lände lässt
•	 Wertstoffhof-Karte griffbereit halten (für das Anliefern von 

Sperrmüll)
•	 Abstand von mind. 2 Metern zu anderen Personen halten
Privathaushalte können ohne Termin Montag bis Freitag von 
9 bis 12 Uhr auf diesen Wertstoffhöfen anliefern: HOFGUT 
MAUER in Korntal-Münchingen, ELLENTAL in Bietigheim-
Bissingen, BOTTWARTAL in Steinheim sowie WASSERTURM 
in Kornwestheim. Bitte informieren Sie sich vorher unter  
www.avl-lb.de über unsere Anlieferbedingungen.
Eine Anmeldung zur Sperrmüllabholung ist regulär möglich.
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Wichtige Fernsprechanschlüsse, 
Sprechzeiten usw.

Gemeindeverwaltung  Tel. 7990
Internet: www.eberdingen.de
E-Mail: buergermeisteramt@eberdingen.de

Zentralverwaltung
Rathaus Eberdingen, Stuttgarter Str. 34,
71735 Eberdingen
Öffnungszeiten:  -bitte vorherige Terminvereinbarung-
Montag - Freitag  8.30 - 11.30 Uhr 
Montag  16.00 - 18.30 Uhr 

Durchwahlnummern 
Bürgermeister  799 401 
Sekretariat  799 402 
Fax  799 466 
Bauamt
Amtsleiter  799 306 
Stellv. Amtsleiterin  799 307 
Fax  799 477 
Kämmerei und Personalamt
Amtsleiter  799 315 
Sekretariat  799 316 
Liegenschaften  799 317 
Steueramt (KAG-Beiträge)  799 308 
Steueramt (Wasserzins, Grundsteuer, Gewerbesteuer,  
Hundesteuer, stellv. Kasse)  799 309
Kasse  799 311
Fax  799 488
Ordnungs- und Sozialamt
Amtsleiter  799 304 
Sekretariat (KiGa-Gebühren, Ferienbetreuung, 
Verlässliche Grundschule)  799 302
Hallenbelegung, Ortseingangstafeln  799 204 
Gemeindevollzugsbediensteter  799 205 
Fax  799 499 
Einwohnermeldeamt (Ausweise, Fundsachen, 
Gewerbean-/-abmeldungen)  799 203 
Standesamt, Friedhof  799 202 
Fax  799 455 
Gemeindebauhof  819 9898 
Fax  81 999 07 
Wassermeister  0171 950 6490
stv. Wassermeister  0171 950 6518
Freibad und Kiosk 
Öffnungszeiten:  9.30 - 19.30 Uhr
geöffnet in der Regel von Mai - September
Schwimmmeister  815 2247
Kiosk  370 743
Verwaltungsaußenstellen:
Hochdorf/Enz
Hauptstraße 1, 71735 Eberdingen  7095
Öffnungszeiten: -bitte vorherige Terminvereinbarung- 
Montag, Mittwoch, Freitag  8.30 - 11.30 Uhr 
Montag  16.00 - 18.30 Uhr 
Fax  81 74 27 
Nussdorf
Martinstr. 13, 71735 Eberdingen  98 081
Öffnungszeiten: -bitte vorherige Terminvereinbarung-
Montag, Mittwoch, Freitag  8.30 - 11.30 Uhr 
Montag  16.00 - 18.30 Uhr 
Fax  81 54 63
Keltenmuseum Hochdorf/Enz  78 911
Fax  370 744
Öffnungszeiten: -b.a.w. geschlossen-
Di.-Fr.  9.30 - 12 Uhr + 13.30 - 17 Uhr
Sa., So. + Feiertag durchgehend von  10 - 17 Uhr
Mo.  geschlossen
Ortsbücherei
Eberdingen  799 208
Öffnungszeiten:
Mo.  15.00 - 18.00 Uhr + Do. 16.00 - 19.00 Uhr

Hochdorf/Enz  87 14 18
Öffnungszeiten:
Mo.  15.00 - 18.00 Uhr
Do.  11.00 - 12.00 Uhr + 15.00 - 18.00 Uhr
Nussdorf  94 01 68
Öffnungszeiten:
Di.  15.00 - 18.00 Uhr
Mi.  11.00 - 12.00 Uhr
Do.  16.00 - 18.00 Uhr

Kindergärten
Eberdingen Arche Noah  7050
Hochdorf/Enz/Regenbogen  77 145
Hochdorf/Enz/Schillerschule  87 14 17
Hochdorf/Enz/Waldzwerge  81 321 64
Nussdorf/Blumenstraße  81 83 50
Nussdorf/Reischachstraße  5608

Grundschule Eberdingen
Schillerschule Hochdorf (Stammschule)  87 14-0
Fax  87 14 22
Internet: www.schule-eberdingen.de
E-Mail: sekretariat@schule-eberdingen.de
Karl-Ehmann-Schule Nußdorf (Außenstelle)  97 050-0
Fax  97 05022
Betreuung im Rahmen der Verlässlichen Grundschule Hochdorf
Öffnungszeiten: 11.15 - 17.00 Uhr  87 14 21

Nussdorf
Öffnungszeiten: 11.30 - 17.00 Uhr  97 05020

Feuerwehrgerätehaus
Eberdingen  817 540
Fax  817 539
Hochdorf/Enz  78 251
Nussdorf  98 082

Forstdienststelle  07152-52488
im Forstrevier Heimerdingen Steffen Frank 
(Steffen.Frank@Landkreis-Ludwigsburg.de)
Postagentur Eberdingen, Stuttgarter Str. 51
Filiale 603
info@postagentur.net
Montag  15.00 - 18.00 Uhr
Dienstag  18.00 - 19.00 Uhr
Mittwoch - Freitag  15.00 - 17.00 Uhr
Samstag
Postagentur Hochdorf/Enz, Hauptstr. 1
Filiale 602
Öffnungszeiten:  12.00 - 13.00 Uhr
Montag und Dienstag  14.30 - 17.30 Uhr
Mittwoch bis Freitag  9.00 - 12.00 Uhr
Donnerstag  9.00 - 12.00 Uhr
  17.30 - 19.00 Uhr
Samstag  9.30 - 11.30 Uhr

AVL ServiceCenter
Telefon  07141 144 28 28
Fax  07141 144 28 29
Fachbereich Abfallgebühren  07141 144 28 00
Abfuhrreklamationen
Sperrmüll-Telefon
servicecenter@abfallwirtschaft-ludwigsburg.de
www.avl-ludwigsburg.de

Mülldeponie und Recyclinghof „Burghof“
s. Hinweis unter „Müllabfuhr“

Kehrbezirke für die Kaminreinigung
OT Eberdingen und Nussdorf 
Bezirksschornsteinfegermeister 
Michael Hrdina, Vaihingen-Riet  07042 94 06 24
OT Hochdorf/Enz   
Bezirksschornsteinfegermeister
Stephan Müller, Korntal-Münchingen  0711 8386410

Umweltschäden
Landratsamt Ludwigsburg
Notdienstbetrieb Elektroinnung Ludwigsburg Notdienstbereit-
schaft durchgehend  07141 144 371 
zu erfahren über  07141 220 353 
Wach- und Sicherheitsdienst  07141 3050
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Aktuelle Informationen
aus Ämtern, Verbänden und Vereinigungen

TelefonSeelsorge sucht ehrenamtliche  
Mitarbeitende

Gerade auch jetzt in der 
Coronakrise erweist sich, 
wie wichtig die Arbeit der 
ehrenamtlichen Telefon-
seelsorger/innen für die 
psychosoziale Versorgung 
ist. Rund um die Uhr ist 
die Telefonseelsorge für 
Menschen in Krisen und mit seelischen Belastungen erreichbar 
um sie im Gespräch durch Zuhören zu entlasten. Dafür bekommt 
die Telefonseelsorge derzeit viel Anerkennung.
In der TelefonSeelsorge Nordschwarzwald, die in Pforzheim ihre 
Dienststelle hat, arbeiten ca. 80 ehrenamtliche Seelsorger/innen. 
Um diesen Mitarbeiterstamm aufrecht zu erhalten, bietet die Te-
lefonSeelsorge jedes Jahr einen 14-monatigen Ausbildungskurs 
an, für den man sich jetzt bewerben kann. Der Kurs beginnt 
im Oktober. Die Informationsveranstaltungen der TelefonSeelsor-
ge für Interessierte an der Ausbildung, die in der kommenden 
Woche in Pforzheim, Calw, Mühlacker und Neuenbürg geplant 
waren, können aufgrund der gegenwärtigen Kontaktbeschrän-
kungen nicht stattfinden. Stattdessen bittet die TelefonSeelsorge, 
dass sich Interessierte über die Homepage der Telefonseelsorge 
informieren (www.telefonseelsorge-nsw.de) oder Kontakt mit der 
Geschäftsstelle (Tel. 07231/102822) aufnehmen.

Landratsamt Ludwigsburg

Landkreis testet Heime einmalig flächendeckend
Corona-Mobile fahren stationäre Pflegeeinrichtungen an
Der Landkreis testet nun flächendeckend in stationären Pfle-
geeinrichtungen. Das „Corona-Mobil“, das seit Anfang April in 
Betrieb ist, wurde personell aufgestockt. Nun fahren zwei solcher 
mobiler Abstrichstellen die Heime direkt an und testen Bewohner 
und Pflegepersonal. Landrat Dietmar Allgaier freut sich über die 
Bereitschaft der Ärzteschaft und der Hilfsdienste: „Damit bieten 
wir den Pflegeheimen und Senioren-Wohnanlagen eine direkte 
Hilfe vor Ort und behalten so auch die Lage im Blick, um even-
tuelle lokale Infektionsherde zu vermeiden.“
Mit den stetig aufgestockten Labor-Kapazitäten und der eben-
falls von der Ärzteschaft betriebenen Teststelle am Klinikum Lud-
wigsburg sieht sich der Landkreis gut aufgestellt, betont Allgaier, 
der die gute Zusammenarbeit der „Blaulicht-Dienste“, der Kreis-
ärzteschaft und der RKH-Kliniken mit dem Landratsamt lobt.

Corona-Bürger-Hotline schränkt Service-Zeiten ein
Die Corona-Bürger-Hotline des Landratsamts unter der Telefon-
nummer 07141 144 69400 ist für wichtige Fragen rund um die 
Corona-Pandemie ab 11. Mai von Montag bis Freitag von 8 bis 
16 Uhr erreichbar. Über die Hotline können weder Termine für die 
Teststelle vergeben noch Ergebnisse mitgeteilt werden. Termine 
für die Teststelle vergibt das MVZ Dr. Kolepke und Kollegen unter 
den Telefonnummern 07141 999 7040 und 07141 281250.
Allgemeine Fragen rund um die Corona-Pandemie beantworten 
die FAQs des Landratsamtes: www.landkreis-ludwigsburg.de/
de/gesundheit-veterinaerwesen/gesundheit/informationenzum-
coronavirus

Corona-Teststelle jetzt bei der Notfallpraxis Ludwigsburg
Die Verantwortung für die zentrale Corona-Teststelle am RKH-
Klinikum Ludwigsburg ist am 1. Mai vom Landratsamt auf das 
Medizinische Versorgungszentrum, Dr. Kolepke und Kollegen, 
übergegangen. Damit liegt die Organisation in den Händen der 
niedergelassenen Ärztinnen und Ärzte. Landrat Allgaier zeigte 
sich sehr erfreut: „Ich bin froh, dass diese Teststelle, die wir 
aus der Not heraus zusammen mit der Ärzteschaft gleichsam 
aus dem Nichts aufgebaut haben, jetzt da ist, wo sie eigentlich 
hingehört, eingebettet in die Strukturen der kassenärztlichen Ver-
einigung.“ Als willkommener Nebeneffekt konnte dadurch auch 
die Terminvergabe optimiert werden. Unter den Telefonnummern 

07141 999 7040 und 07141 281250 kann man nun Montag bis 
Freitag von 8 bis 16 Uhr Termine vereinbaren. In begründeten 
Verdachtsfällen und nach vorheriger Anmeldung ist die Teststelle 
auch am Wochenende geöffnet.
Abstrich-Untersuchungen sollten möglichst erst nach Abstim-
mung mit dem/der behandelnden Arzt/Ärztin durchgeführt wer-
den und sind in folgenden Situationen angezeigt:
Bei Personen mit einer Atemwegserkrankung oder anderen (grip-
palen) Symptomen jeder Schwere, die zu einer Corona-Infektion 
passen könnten, insbesondere,
-   wenn sie bis maximal 14 Tage vor Erkrankungsbeginn mit ei-

ner nachgewiesenermaßen Corona-infizierten Person Kontakt 
hatten;

-   wenn es bereits zu einer Lungenentzündung (klinische oder 
radiologische Hinweise) gekommen ist, oder

-   die Infektion in einem Krankenhaus, Pflegeheim, ambulante 
Pflege oder Behinderteneinrichtung aufgetreten ist (Patient, 
Bewohner, Personal);

-   bei Menschen mit erhöhtem Risiko, wie Alter über 60 Jah-
re, erhebliches Übergewicht, chronische Erkrankungen des 
Herz-Kreislaufsystems oder der Lunge, Schwächung des 
Immunsystems etc.

Unabhängig davon und von Krankheitszeichen gibt es noch 
weitere Gründe für einen Coronaabstrich-Test:
-   In Baden-Württemberg sollen einmalig flächendeckend alle 

Bewohner und das Personal von stationären Pflegeeinrich-
tungen getestet werden. Darüber hinaus gibt es für die-
se Einrichtungen ein Stufenmodell, wonach Bewohner und 
Personal nach einem erweiterten Symptom-Katalog getestet 
werden sowie enge Kontaktpersonen von Erkrankten, auch 
wenn diese keine Symptome haben und bei Häufungen auch 
ganze Bereiche oder das gesamte Heim.

-   Enge Kontaktpersonen von Erkrankten, die in systemrelevan-
ten Berufen arbeiten und die derzeit am Arbeitsplatz nicht 
verzichtbar sind (z. B. in Kliniken, Arztpraxen, Pflegeheimen).

Positive Testergebnisse (Erregernachweis) werden nach wie 
vor dem Gesundheitsamt gemeldet, das direkt die Betroffe-
nen kontaktiert. Negative Ergebnisse (außer bei Heimen, hier
informiert das Gesundheitsamt) werden vom MVZ Dr. Kolep-
ke und Kollegen (Mo. - Fr. 10 bis 20 Uhr) mitgeteilt.


